
 

  

S 29 AS 173/15

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Nordrhein-Westfalen
Sozialgericht Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen
Sachgebiet Grundsicherung für Arbeitsuchende
Abteilung 7.
Kategorie Urteil
Bemerkung Urteil ist nicht rechtskräftig (Urteil BSG

vom 14.12.2021).
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 29 AS 173/15
Datum 23.01.2019

2. Instanz

Aktenzeichen L 7 AS 535/19
Datum 13.08.2020

3. Instanz

Datum 14.12.2021

Die Berufung der KlÃ¤ger gegen das Urteil des Sozialgerichts Dortmund
vom 23.01.2019 wird zurÃ¼ckgewiesen. 

Der Beklagte hat 1/3 der Kosten der KlÃ¤ger in beiden RechtszÃ¼gen zu
erstatten. 

Die Revision wird zugelassen.

Tatbestand:

Die KlÃ¤ger wenden sich gegen die Aufhebung der Bewilligung von Sozialgeld in
Bedarfsgemeinschaft mit ihrer Mutter aufgrund ihres Aufenthalts in einer
temporÃ¤ren Bedarfsgemeinschaft mit ihrem Vater in den Monaten September
2014 und Oktober 2014.

Die 2000 geborene KlÃ¤gerin und der 2003 geborene KlÃ¤ger lebten im streitigen
Zeitraum mit ihrer Mutter C T in einer Wohnung. Der Vater der KlÃ¤ger V T lebte
von den KlÃ¤gern und ihrer Mutter getrennt. Die Eltern der KlÃ¤ger sind seit 2012
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geschieden und haben gemeinsam das Sorgerecht fÃ¼r die KlÃ¤ger. Auch V T
bezog im streitigen Zeitraum Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts vom
Beklagten. Nach einer Vereinbarung der Eltern der KlÃ¤ger hielten sich die KlÃ¤ger
jedes zweite Wochenende von Freitag bis Sonntag und zusÃ¤tzlich wÃ¤hrend der
HÃ¤lfte der Ferien bei ihrem Vater auf.

Mit Bescheid vom 07.04.2014 bewilligte der Beklagte den KlÃ¤gern und ihrer Mutter
in Bedarfsgemeinschaft fÃ¼r Mai 2014 bis Oktober 2014 Leistungen iHv insgesamt
1.192,76 EUR monatlich. Der Beklagte legte einen Gesamtbedarf iHv 1.746,76 EUR
zugrunde (Kosten der Unterkunft und Heizung 658 EUR; Regelbedarf fÃ¼r die
Mutter 391 EUR, Mehrbedarf fÃ¼r Alleinerziehende 140,76 EUR, Sozialgeld fÃ¼r die
KlÃ¤gerin 296 EUR, Sozialgeld fÃ¼r den KlÃ¤ger 261 EUR). Er rechnete auf den
Bedarf Kindergeld iHv 184 EUR bzw. 190 EUR sowie bei dem KlÃ¤ger einen
Unterhaltsvorschuss iHv 180 EUR an. Der Beklagte bewilligte der KlÃ¤gerin
Sozialgeld iHv 112 EUR und Unterkunftskosten iHv 219,34 EUR, der KlÃ¤ger erhielt
aufgrund anzurechnenden Einkommens nur Unterkunftskosten iHv 110,33 EUR.

Nachdem der Beklagte erfahren hatte, dass die KlÃ¤ger regelmÃ¤Ã�ig beim Vater
sind, teilten die Eltern der KlÃ¤ger auf Anforderung durch den Beklagten mit, dass
die KlÃ¤ger sich im streitigen Zeitraum an folgenden Tagen beim Vater aufgehalten
hatten (Beginn jeweils um 17:00 Uhr â�� Ende jeweils um 19:00 Uhr): 05.09.2014
bis 07.09.2014, 19.09.2014 bis 21.09.2014, 03.10.2014 bis 05.10.2014, 13.10.2014
bis 19.10.2014 (Herbstferien) und 31.10.2014 bis 02.11.2014.

Mit Bescheid vom 01.08.2014 hob der Beklagte den Bescheid vom 07.04.2014 gem.
Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X iVm Â§ 40 Abs. 1 Satz 1 SGB II daraufhin fÃ¼r August
2014 bis Oktober 2014 teilweise auf. Die KlÃ¤ger seien wÃ¤hrend des Besuchs beim
Vater aus der Bedarfsgemeinschaft mit der Mutter â��zu entfernenâ��, weshalb
auch der Mehrbedarf wegen Alleinerziehung entsprechend zu reduzieren sei. Ein
Doppelbezug von Sozialgeld in beiden Bedarfsgemeinschaften sei nicht mÃ¶glich.
Im September 2014 reduzierte der Beklagte den anzuerkennenden Regelbedarf
fÃ¼r die KlÃ¤ger in Bedarfsgemeinschaft mit der Mutter auf 26/30 (256,53 EUR
bzw. 226,20 EUR) und im Oktober 2014 auf 23/30 (226,93 EUR bzw. 200,10 EUR â��
insoweit mit einem Rundungsfehler zugunsten des KlÃ¤gers). Der KlÃ¤gerin erhielt
aufgrund dieser Reduzierung im September 2014 Sozialgeld iHv 72,54 EUR und
Unterkunftskosten iHv 190,09 EUR, der KlÃ¤ger Unterkunftskosten iHv 46,30 EUR.
Im Oktober 2014 erhielt die KlÃ¤gerin Sozialgeld iHv 41,99 EUR und
Unterkunftskosten iHv 160,84 EUR, der KlÃ¤ger erhielt Unterkunftskosten iHv 3,50
EUR.

Mit Bescheid vom 11.08.2014 bewilligte der Beklagte den KlÃ¤gern anteiliges
Sozialgeld fÃ¼r die Dauer ihres Aufenthalts in der temporÃ¤ren
Bedarfsgemeinschaft mit ihrem Vater von August 2014 bis Oktober 2014 (wobei der
Beklagte zugunsten der KlÃ¤ger fÃ¼r Oktober 2014 von acht Anwesenheitstagen
bei dem Vater ausging).

Gegen den Bescheid vom 01.08.2014 legten die KlÃ¤ger am 07.08.2014
Widerspruch ein. Die KÃ¼rzungen ihrer Leistungen in Bedarfsgemeinschaft mit der
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Mutter sei rechtswidrig.

Mit Bescheid vom 21.11.2014 Ã¤nderte der Beklagte den Bescheid vom 01.08.2014
insoweit ab, als der Mutter der KlÃ¤ger der volle Mehrbedarf wegen Alleinerziehung
bewilligt wurde. Die den KlÃ¤gern bewilligten Leistungen blieben unverÃ¤ndert.

Mit Bescheid vom 18.12.2014 wies der Beklagte den Widerspruch der KlÃ¤ger
zurÃ¼ck. Den KlÃ¤gern stÃ¼nden auch bei regelmÃ¤Ã�igen Aufenthalten in zwei
Bedarfsgemeinschaften monatlich insgesamt Leistungen nur fÃ¼r 30 Tage zu. Die
Anzahl der Tage, an denen sie sich in temporÃ¤rer Bedarfsgemeinschaft mit dem
Vater befinden, seien daher bei den Leistungen in Bedarfsgemeinschaft mit der
Mutter abzuziehen.

Am 16.01.2015 haben die KlÃ¤ger gegen die Bescheide vom 01.08.2014 und
21.11.2014 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 18.12.2014 Klage beim
Sozialgericht Dortmund erhoben und die Aufhebung der â��tageweisen KÃ¼rzung
des Sozialgelds der Kinder beantragtâ��. Der Aufenthalt in der temporÃ¤ren
Bedarfsgemeinschaft mit dem Vater rechtfertige die KÃ¼rzung des Sozialgeldes in
der Bedarfsgemeinschaft mit der Mutter nicht. Dadurch werde ihr Existenzminimum
gefÃ¤hrdet, da unabhÃ¤ngig von ihrer Anwesenheit im Haushalt der Mutter Kosten
fÃ¼r Strom, Hausrat, Bekleidung und Lebensmittel weiter anfielen. Daraus sei ihr
Anspruch auf ungekÃ¼rzte Regelleistung in der Hauptbedarfsgemeinschaft
ungeachtet der anteiligen Regelleistung in der temporÃ¤ren Bedarfsgemeinschaft
abzuleiten. Die Rechtsfigur der temporÃ¤ren Bedarfsgemeinschaft diene allein
dazu, die Mehrbelastung des umgangsberechtigten Elternteils auszugleichen, womit
eine KÃ¼rzung der Leistungen in der Hauptbedarfsgemeinschaft nicht zu
vereinbaren sei. Nach der Rechtsprechung des BSG kÃ¤me auch eine Aufteilung des
Wohnbedarfs je nach Umfang des Aufenthalts bei dem einen oder anderen Elternteil
nicht in Betracht. Aus dem Verbot einer anteiligen Reduzierung der Kosten fÃ¼r
Unterkunft und Heizung wÃ¤hrend der Abwesenheit eines Kindes im Rahmen der
Umgangskontakte folge auch das Verbot einer Aufteilung des Sozialgeldes.

Die KlÃ¤ger haben beantragt,

den Bescheid vom 01.08.2014 in der Gestalt des Ã�nderungsbescheides vom
21.11.2014 und des Widerspruchsbescheides vom 18.12.2014 aufzuheben.

Der Beklagte hat beantragt,

die Klage abzuweisen.

Nach der Rechtsprechung des BSG bestehe auch bei Kindern, die neben der
Hauptbedarfsgemeinschaft in einer temporÃ¤ren Bedarfsgemeinschaft leben,
lediglich ein Anspruch auf einen Regelbedarf fÃ¼r insgesamt 30 Tage.

Das Sozialgericht hat mit Urteil vom 23.01.2019 die Klage abgewiesen und im Tenor
die Berufung zugelassen. Die Zulassung der Berufung ist in der Niederschrift zum
Verhandlungstermin am 23.01.2019 nicht enthalten. In den
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EntscheidungsgrÃ¼nden hat das Sozialgericht ausgefÃ¼hrt, die Berufung werde
zugelassen, weil die Rechtsfrage, ob im Falle einer temporÃ¤ren
Bedarfsgemeinschaft der Leistungsanspruch in der Hauptbedarfsgemeinschaft
(vollstÃ¤ndig) entfalle, klÃ¤rungsbedÃ¼rftig sei. Der angefochtene Bescheid sei
rechtmÃ¤Ã�ig, denn der Anspruch der KlÃ¤ger auf Sozialgeld in der
Bedarfsgemeinschaft mit der Mutter sei wÃ¤hrend der Bildung der temporÃ¤ren
Bedarfsgemeinschaft mit dem umgangsberechtigten Vater zu reduzieren. Die
KlÃ¤ger kÃ¶nnten wÃ¤hrend der ZugehÃ¶rigkeit zu der temporÃ¤ren
Bedarfsgemeinschaft nicht gleichzeitig als Mitglieder in der Bedarfsgemeinschaft
mit ihrer Mutter Leistungen beanspruchen. Zwar sei den KlÃ¤gern zuzustimmen,
dass auch an Tagen, an denen sie sich Ã¼berwiegend bei ihrem Vater aufhalten, in
der Bedarfsgemeinschaft mit der Mutter eine Vielzahl der aus der Regelleistung zu
finanzierenden Bedarfe, zB fÃ¼r Hausrat und Bekleidung, weiter anfielen. Es sei
jedoch nicht Aufgabe des SGB II, bis in jede Einzelheit fÃ¼r eine Verteilung der fÃ¼r
das Existenzminimum der einzelnen Personen notwendigen Gelder zwischen allen
Beteiligten zu sorgen. Der Gesetzgeber dÃ¼rfe vielmehr typisierend davon
ausgehen, dass Zuordnungsprobleme innerhalb familienhaften Beziehungen von
den Betroffenen im Rahmen bestehender Bedarfsgemeinschaften gemeistert
wÃ¼rden. Basierend auf dem Pauschalisierungsgedanken bestehe nach der
Rechtsprechung des BSG ein Anspruch auf Sozialgeld bei regelmÃ¤Ã�igen
Aufenthalten in zwei Bedarfsgemeinschaften nur fÃ¼r insgesamt 30 Tage
monatlich.

Gegen das ihnen am 25.02.2019 zugestellte Urteil haben die KlÃ¤ger am
22.03.2019 Berufung eingelegt. Sie wiederholen ihren Vortrag aus dem
erstinstanzlichen Verfahren.

Im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung hat der Beklagte nach Hinweis des Senats
darauf, dass mit dem Bescheid vom 01.08.2014 Leistungen fÃ¼r die Zukunft erst
ab September 2014 aufgehoben werden kÃ¶nnen, den Bescheid vom 01.08.2014
insoweit aufgehoben, als das Sozialgeld der KlÃ¤ger fÃ¼r August 2014 gekÃ¼rzt
worden ist.

Die KlÃ¤ger beantragen,

das Urteil des Sozialgerichts Dortmund vom 23.01.2019 zu Ã¤ndern und die
Bescheide vom 01.08.2014 und 21.11.2014 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 18.12.2014 Ã¼ber das Teilanerkenntnis hinaus
aufzuheben.

Der Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er nimmt auf die AusfÃ¼hrungen im Urteil des Sozialgerichts vom 23.01.2019
Bezug.

Auf den Hinweis des Vorsitzenden auf die fehlende Protokollierung der Zulassung
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der Berufung haben die BevollmÃ¤chtigten der Beteiligten Ã¼bereinstimmend
erklÃ¤rt, die Zulassung der Berufung sei verkÃ¼ndet worden.

Der Vater V T hat im Berufungsverfahren die Klageerhebung durch die Mutter
genehmigt.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
gewechselten SchriftsÃ¤tze, die mit dessen EinverstÃ¤ndnis beigezogene
Leistungsakte von V T und die beigezogenen Leistungsakten der KlÃ¤ger, die
Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen sind, Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Streitgegenstand des Berufungsverfahrens sind die Bescheide vom 01.08.2014 und
21.11.2014 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 18.12.2014, mit denen
der Beklagte die Leistungsbewilligung im Bescheid vom 07.04.2014 nach Â§ 48 SGB
X fÃ¼r September 2014 und Oktober 2014 teilweise aufhebt und der Berechnung
des Anspruchs der KlÃ¤ger in der Bedarfsgemeinschaft mit der Mutter anteilig
gekÃ¼rztes Sozialgeld zugrunde legt. Die KlÃ¤ger verfolgen ihr Begehren
zutreffend mit der Anfechtungsklage (Â§ 54 Abs. 1 Satz 1 SGG).

Die Berufung ist statthaft. Das Sozialgericht hat die angesichts des Wertes des
Streitgegenstands gem. Â§ 144 Abs. 1 SGG zulassungsbedÃ¼rftige Berufung
wirksam zugelassen. Dem steht die negative Beweiskraft der Sitzungsniederschrift
vom 23.01.2019 gem. Â§Â§ 122 SGG, 165 ZPO nicht entgegen. Allerdings handelt es
sich bei der VerkÃ¼ndung der vollstÃ¤ndigen Urteilsformel â�� einschlieÃ�lich der
Entscheidung Ã¼ber die Zulassung einer Berufung â�� um einen
protokollierungspflichtigen Vorgang. Gem. Â§ 132 Abs. 2 Satz 1 SGG wird das Urteil
durch Verlesen der Urteilsformel verkÃ¼ndet. Gem. Â§ 132 Abs. 1 Satz 2 SGG
erfolgt die VerkÃ¼ndung grundsÃ¤tzlich in dem Termin, in dem die mÃ¼ndliche
Verhandlung geschlossen wird. Gem. Â§Â§ 122 SGG, 160 Abs. 3 Nr. 6 und Nr. 7 ZPO
sind im Protokoll die Entscheidungen des Gerichts und ihre VerkÃ¼ndung
festzustellen. Ausgehend von der Sitzungsniederschrift und ihrer Beweiskraft ist
damit davon auszugehen, dass die Zulassung der Berufung nicht zusammen mit der
Ã¼brigen Urteilsformel verkÃ¼ndet worden ist, ungeachtet des Umstands, dass die
Beteiligten dem Senat Ã¼bereinstimmend erklÃ¤rt haben, dass auch dies der Fall
gewesen sei. Diese ErklÃ¤rung ist zum Beweis der VerkÃ¼ndung bis zum Abschluss
eines Protokollberichtigungsverfahrens (Â§Â§ 122 SGG, 164 ZPO) gem. Â§ 165 ZPO
unbeachtlich. Dennoch ist von einer wirksamen Berufungszulassung auszugehen.
Denn fÃ¼r die Wirksamkeit einer Berufungszulassung ist es nicht erforderlich, diese
in den Urteilstenor aufzunehmen und mit diesem zu verkÃ¼nden. Das SGG schreibt
nicht vor, in welcher Form und an welcher Stelle des Urteils die Zulassung einer an
sich ausgeschlossenen Berufung auszusprechen ist. Jedenfalls muss die Zulassung
sich eindeutig aus dem Urteil ergeben. Auch wenn es sich aus
ZweckmÃ¤Ã�igkeitsgrÃ¼nden anbietet, den Zulassungsausspruch in die
Urteilsformel mit hineinzunehmen, ist dies fÃ¼r die Wirksamkeit einer
Berufungszulassung nicht erforderlich (BSG Urteil vom 05.09.1958 â�� 9 RV 892/56;
Keller in: Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG, 13. Aufl., Â§ 144 Rn. 39
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mwN). Der Senat hÃ¤lt es fÃ¼r geboten, diese GrundsÃ¤tze auch anzuwenden,
wenn â�� wie vorliegend â�� eine Aufnahme in den zu verkÃ¼ndenden Urteilstenor
beabsichtigt war und allein aufgrund der negativen Beweiskraft des Protokolls
unterstellt wird, dass die VerkÃ¼ndung unterblieben ist. Denn wenn eine
Berufungszulassung auch allein in den UrteilsgrÃ¼nden erfolgen kann, gilt dies erst
recht, wenn sogar eine VerkÃ¼ndung beabsichtigt gewesen ist. Vorliegend ergibt
sich aus dem Urteil eindeutig, dass die Berufung zugelassen worden ist, denn das
Sozialgericht hat diese nicht nur in der (nicht verkÃ¼ndeten) Urteilsformel
ausgesprochen, sondern auch am Schluss der EntscheidungsgrÃ¼nde
ausdrÃ¼cklich begrÃ¼ndet. Erforderlich fÃ¼r eine wirksame Berufungszulassung
ist zusÃ¤tzlich, dass sich aus dem Wortlaut des Urteils ergibt, dass das Gericht,
nicht nur der Kammervorsitzende, die Zulassung der Berufung beschlossen hat
(BSG Urteil vom 18.01.1990 â�� 4 RA 40/89). Diese Voraussetzung ist auch erfÃ¼llt,
denn das Sozialgericht hat ausdrÃ¼cklich ausgefÃ¼hrt, dass â��die Kammerâ��
die Berufung zugelassen hat.

Die minderjÃ¤hrigen KlÃ¤ger haben gesetzlich vertreten durch ihre Mutter und mit
der erforderlichen Genehmigung des Vaters (hierzu BSG Urteile vom 12.06.2013
â�� B 14 AS 50/12 R und vom 02.07.2009 â�� B 14 AS 54/08 R) wirksam Klage
erhoben und sind als Inhaber der streitigen IndividualansprÃ¼che (hierzu BSG Urteil
vom 24.06.2020 â�� B 4 AS 9/20 R und vom 07.11.2006 â�� B 7b AS 8/06 R) und
Adressanten der angefochtenen Aufhebungsentscheidung allein aktivlegitimiert.

Die zulÃ¤ssige Berufung ist unbegrÃ¼ndet. Die KlÃ¤ger sind durch die
angefochtene Entscheidung nicht iSv Â§ 54 Abs. 2 SGG beschwert. Das Sozialgericht
hat die Klage zu Recht abgewiesen. Die Bescheide vom 01.08.2014 und 21.11.2014
in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 18.12.2014 sind rechtmÃ¤Ã�ig.

Die Bescheide sind formell rechtmÃ¤Ã�ig. Der Beklagte hat es zwar unterlassen, die
KlÃ¤ger vor Erlass des Bescheides vom 01.08.2014 nach Â§ 24 SGB X anzuhÃ¶ren.
Er kann sich insoweit nicht auf Â§ 24 Abs. 2 Nr. 5 SGB X berufen, wonach von einer
AnhÃ¶rung abgesehen werden kann, wenn einkommensabhÃ¤ngige Leistungen den
geÃ¤nderten VerhÃ¤ltnissen angepasst werden sollen. Denn die Reduzierung der
Leistungen der KlÃ¤ger basiert nicht auf einer EinkommensÃ¤nderung, sondern auf
dem zeitweiligen Aufenthalt im Haushalt des Vaters. Die AnhÃ¶rung ist jedoch
wirksam im Widerspruchsverfahren gem. Â§ 41 Abs. 1 Nr. 3 SGB X nachgeholt
worden. Eine Heilung des AnhÃ¶rungsmangels durch die DurchfÃ¼hrung eines
Widerspruchsverfahrens setzt voraus, dass der Ausgangsbescheid alle wesentlichen
(Haupt-)Tatsachen, dh alle Tatsachen, die die BehÃ¶rde ausgehend von ihrer
materiell-rechtlichen Rechtsansicht berÃ¼cksichtigen muss und kann, nennt (BSG
Urteil vom 26.07.2016 â�� B 4 AS 47/15 R mwN). Dies ist vorliegend gegeben, denn
der Bescheid vom 01.08.2014 nennt alle aus Sicht des Beklagten maÃ�geblichen
UmstÃ¤nde, die fÃ¼r die Reduzierung der Leistungen ab August 2014 maÃ�geblich
sind.

Die angefochtenen Bescheide sind materiell rechtmÃ¤Ã�ig.

Sie sind hinreichend bestimmt iSd Â§ 33 Abs. 1 SGB X, weil der Beklagte den

                             6 / 10

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=4%20RA%2040/89
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2014%20AS%2050/12%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2014%20AS%2054/08%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%204%20AS%209/20%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%207b%20AS%208/06%20R
https://dejure.org/gesetze/SGG/54.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/24.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/24.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/41.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%204%20AS%2047/15%20R
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/33.html


 

zurÃ¼ckgenommenen Bescheid, die von der RÃ¼cknahme betroffenen ZeitrÃ¤ume
sowie die betroffenen Personen nennt und den Umfang der RÃ¼cknahme ausweist.
Inhaltlich lÃ¤sst sich auf der Grundlage der BerechnungsbÃ¶gen der Bescheide vom
01.08.2014 und vom 21.11.2014 einerseits sowie des Bescheides vom 07.04.2014
andererseits der aufgrund des Aufenthaltes der KlÃ¤ger beim Vater aufgehobene
Leistungsanteil ermitteln.

ErmÃ¤chtigungsgrundlage fÃ¼r die Aufhebung des Bewilligungsbescheides vom
07.04.2014 fÃ¼r September 2014 und Oktober 2014 ist Â§ 40 Abs. 1 Satz 1 SGB II
iVm Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X. Nach Â§ 48 Abs. 1 Satz 1 SGB X ist ein
Verwaltungsakt mit Dauerwirkung mit Wirkung fÃ¼r die Zukunft aufzuheben, soweit
in den tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen VerhÃ¤ltnissen, die bei seinem Erlass
vorgelegen haben, eine wesentliche Ã�nderung eintritt.

An den Tagen, an denen die KlÃ¤ger wegen des Aufenthalts beim Vater Mitglied in
einer temporÃ¤ren Bedarfsgemeinschaft mit diesem waren und deshalb einen
anteiligen Anspruch auf Sozialgeld in Bedarfsgemeinschaft mit dem Vater hatten, ist
in den VerhÃ¤ltnissen, die bei dem Erlass des Bescheides vom 07.04.2014 vorlagen,
eine wesentliche Ã�nderung eingetreten, denn an diesen Tagen ist in der
Bedarfsgemeinschaft mit der Mutter von einem entsprechend reduzierten
Regelbedarf der KlÃ¤ger auszugehen.

WÃ¤hrend des Aufenthalts der KlÃ¤ger beim Vater an den von der Aufhebung
umfassten Tagen hatten diese einen Anspruch auf Sozialgeld in
Bedarfsgemeinschaft mit dem Vater gem. Â§Â§ 7 Abs. 2 Satz 1, 19 Abs. 1 Satz 2
SGB II. Danach erhalten auch Personen Leistungen, die mit erwerbsfÃ¤higen
Leistungsberechtigten in einer Bedarfsgemeinschaft leben. Eine temporÃ¤re
Bedarfsgemeinschaft besteht fÃ¼r jeden Tag, an welchem sich das
hilfebedÃ¼rftige Kind lÃ¤nger als zwÃ¶lf Stunden in dem anderweitigen Haushalt
aufhÃ¤lt (BSG Urteile vom 12.06.2013 â�� B 14 AS 50/12 R und vom 02.09.2009
â�� B 14 AS 75/08 R). Der Vater war in den streitbefangenen Monaten
erwerbsfÃ¤higer Leistungsberechtigter und die KlÃ¤ger waren jeweils mehr als
zwÃ¶lf Stunden in dessen Haushalt untergebracht. Der Beklagte hat daher zu Recht
den KlÃ¤gern mit Bescheid vom 11.08.2014 fÃ¼r die Aufenthaltstage beim Vater
Sozialgeld bewilligt. In den betroffenen Monaten waren die KlÃ¤ger zudem an den
Tagen, an denen sie sich bei ihrer erwerbsfÃ¤higen leistungsberechtigten Mutter
befanden, gem. Â§ 7 Abs. 2 Satz 1 SGB II in Bedarfsgemeinschaft mit dieser
leistungsberechtigt.

Spiegelbildlich zum tageweisen (Â§ 41 Abs. 1 Satz 1 SGB II) Anspruch in der
temporÃ¤ren Bedarfsgemeinschaft entfÃ¤llt der Leistungsanspruch in der
Hauptbedarfsgemeinschaft, hier also der Anspruch der KlÃ¤ger in der
Bedarfsgemeinschaft mit der Mutter. Einem Betroffenen steht auch bei
regelmÃ¤Ã�igen Aufenthalten in zwei Bedarfsgemeinschaften monatlich insgesamt
nur ein Anspruch auf die Regelleistung fÃ¼r 30 Tage (Â§ 41 Abs. 1 SGB II) zu. Die
Regelleistung deckt den Bedarf fÃ¼r den regelmÃ¤Ã�igen Lebensunterhalt ab;
insgesamt ergeben sich aber auch bei wechselnden Aufenthalten AnsprÃ¼che auf
Regelleistungen fÃ¼r nicht mehr als 30 Tage. FÃ¼r die Tage, an denen sich die

                             7 / 10

https://dejure.org/gesetze/SGB_II/40.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/48.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/48.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/7.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/19.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/19.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2014%20AS%2050/12%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2014%20AS%2075/08%20R
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/7.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/41.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/41.html


 

betroffenen Kinder weniger als zwÃ¶lf Stunden im Haushalt des einen Elternteils
aufhalten, besteht daher dort kein Anspruch auf die Regelleistung (BSG Urteil vom
12.06.2013 â�� B 14 AS 50/12 R; LSG Niedersachsen-Bremen Urteil vom 24.03.2015
â�� L 7 AS 1031/13).

Der Senat folgt dieser Rechtsprechung, da sie dem grundsÃ¤tzlich abschlieÃ�enden
pauschalen Charakter der Regelleistung gerecht wird. Der Regelbedarf wird gem. Â§
20 Abs. 1 Satz 3 SGB II als monatlicher Pauschalbetrag berÃ¼cksichtigt und deckt
grundsÃ¤tzlich alle Bedarfe ab, die zur Sicherung des menschenwÃ¼rdigen
Existenzminimums erforderlich sind. Eine ErhÃ¶hung der Regelleistung ist
gesetzlich nicht vorgesehen, Sonderbedarfe stehen nur im Rahmen der gesetzlichen
Mehrbedarfe (Â§ 21 SGB II) und der Bedarfe fÃ¼r Bildung und Teilhabe (Â§ 28 SGB II
) zu (grundlegend BSG Urteil vom 07.11.2006 â�� B 7b AS 14/06 R).

Allerdings kÃ¶nnen gegen die KÃ¼rzung der Leistungen in der
Hauptbedarfsgemeinschaft auch erhebliche EinwÃ¤nde geltend gemacht werden.
So ist bereits unklar, auf welcher gesetzlichen Grundlage der Anspruch in der
Hauptbedarfsgemeinschaft wegfÃ¤llt. Wie ausgefÃ¼hrt beruht der Anspruch auf
Leistungen auch in der Hauptbedarfsgemeinschaft auf Â§ 7 Abs. 2 Satz 1 SGB II,
wonach Leistungen auch Personen erhalten, die mit erwerbsfÃ¤higen
Leistungsberechtigten in einer Bedarfsgemeinschaft leben. Die KlÃ¤ger hatten im
streitbefangenen Zeitraum das 15. Lebensjahr noch nicht vollendet und waren
deshalb nicht selbst gem. Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 SGB II anspruchsberechtigt. Sie lebten
mit ihrer Mutter in den streitbefangenen Monaten durchgehend in einer
Bedarfsgemeinschaft gem. Â§ 7 Abs. 3 Nr. 4 SGB II. Hiernach gehÃ¶ren zur
Bedarfsgemeinschaft die dem Haushalt angehÃ¶renden unverheirateten Kinder der
erwerbsfÃ¤higen Leistungsberechtigten, wenn sie das 25. Lebensjahr noch nicht
vollendet haben, soweit sie die Leistungen zur Sicherung ihres Lebensunterhalts
nicht aus eigenem Einkommen oder VermÃ¶gen bestreiten kÃ¶nnen. Die KlÃ¤ger
gehÃ¶rten durchgehend dem Haushalt ihrer Mutter an, die tageweise Abwesenheit
beim Vater Ã¤ndert â�� ebenso wenig wie andere vorÃ¼bergehende
Abwesenheiten, zB fÃ¼r Urlaubs- oder Klassenfahrten, Besuche bei den GroÃ�eltern
oder Freunden, Krankenhausaufenthalte o Ã� â�� nichts daran (zur Unbeachtlichkeit
kÃ¼rzerer Abwesenheiten Leopold in: JurisPK Â§ 7 SGB II Rn. 256; in diesem Sinne
auch Dern/Fuchsloch, SGb 2017, 61 f). Daher steht der Mutter auch unstreitig der
ungekÃ¼rzte Mehrbedarf fÃ¼r Alleinerziehende zu (BSG Urteil vom 03.03.2009 â�� 
B 4 AS 50/07 R; abweichend zum hier nicht einschlÃ¤gigen â��Wechselmodellâ��
BSG Urteil vom 11.07.2019 â�� B 14 AS 23/18 R). Der Mehrbedarf wegen
Alleinerziehung setzt gem. Â§ 21 Abs. 3 SGB II ein â��Zusammenlebenâ�� mit den
Kindern voraus, ohne dass ersichtlich ist, dass dieser Begriff sich wesentlich von der
Haushaltsgemeinschaft iSd Â§ 7 Abs. 3 Nr. 4 SGB II unterscheidet.

Es ist auch fraglich, ob die KÃ¼rzung der Leistungen bei der Mutter mit Sinn und
Zweck der temporÃ¤ren Bedarfsgemeinschaft vereinbar ist. Dieses Rechtsinstitut ist
nach der Rechtsprechung des BSG â��angesichts der besonderen
FÃ¶rderungspflicht des Staates nach Art. 6 Abs. 1 GG gebotenâ�� (BSG Urteile vom
12.06.2013 â�� B 14 AS 50/12 R und vom 02.07.2009 â�� B 14 AS 75/08 R). Der
Gesetzgeber hat mit Â§ 36 Abs. 1 Satz 3 SGB II eine Sonderregel fÃ¼r die Ã¶rtliche
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ZustÃ¤ndigkeit eingefÃ¼gt und die Rechtsfigur damit ausdrÃ¼cklich in seinen
Willen aufgenommen (BT-Drs. 17/3404 S. 114). Die intendierte FÃ¶rderung der
Kinder und des umgangsberechtigten Elternteils wird aber durchgreifend erschwert,
wenn der Aufenthalt in der temporÃ¤ren Bedarfsgemeinschaft zur KÃ¼rzung des
Sozialgeldes in der Hauptbedarfsgemeinschaft und damit faktisch zu einer
KÃ¼rzung des Budgets fÃ¼hrt, das dem die Kinder hauptverantwortlich
betreuenden Elternteil zur VerfÃ¼gung steht. Die Zuerkennung von Leistungen der
Kinder in temporÃ¤ren Bedarfsgemeinschaften soll der Erleichterung des
Umgangsrechts dienen, nicht dessen Blockade. Wird der Anspruch in der
Hauptbedarfsgemeinschaft gleichzeitig gekÃ¼rzt, ist die bezweckte Erleichterung
der Realisierung des Umgangsrechts gefÃ¤hrdet, da dann ein finanzielles Interesse
des hauptbetreuenden Elternteils besteht, einen mehr als zwÃ¶lf Stunden
umfassenden Umgang des anderen Elternteils zu verhindern. Nicht zuletzt besteht
die Gefahr, dass auf die Kinder Druck ausgeÃ¼bt wird, den Umgang zu reduzieren,
um die Haushaltskasse des hauptsÃ¤chlich betreuenden Elternteils zu schonen.
Solche Folgen, die angesichts der hÃ¤ufig sehr konfliktbelasteten
Trennungssituationen nicht nur theoretisch auftreten dÃ¼rften, sind unter
Beachtung des Kinderwohls mÃ¶glichst zu vermeiden (so auch Dern/Fuchsloch, SGb
2017, 61 ff, die sich aus Kindeswohlperspektive fÃ¼r eine â��Entzerrung der
finanziellen Verantwortlichkeiten durch weitgehend voneinander unabhÃ¤ngige
AnsprÃ¼che in beiden Haushaltenâ�� aussprechen).

Hinzu kommt, dass die betroffenen Kinder auch an den Tagen, an denen sie sich bei
dem anderen Elternteil aufhalten, in ihrer Stammbedarfsgemeinschaft eine Vielzahl
der aus der Regelleistung zu finanzierenden Bedarfe behalten (Kleidung,
HaushaltsgerÃ¤te, MÃ¶bel, GrundgebÃ¼hren fÃ¼r Kommunikationseinrichtungen
etc). Eine KÃ¼rzung der Leistungen in der Hauptbedarfsgemeinschaft wÃ¤re daher
plausibel allenfalls unter Abzug der Bedarfe, die in der Hauptbedarfsgemeinschaft
weiterhin anfallen. Dies wÃ¤re jedoch mit dem Pauschalierungsgehalt der
Regelleistung (Â§ 20 Abs. 1 Satz 3 SGB II) nicht vereinbar. Werden die Leistungen in
der Hauptbedarfsgemeinschaft an den Abwesenheitstagen vollstÃ¤ndig entzogen,
entsteht in dieser mithin eine Bedarfsunterdeckung, die das Existenzminimum der
Mitglieder der Hauptbedarfsgemeinschaft gefÃ¤hrdet. Diese entstehende
Unterdeckung kann ihrerseits nicht Ã¼ber Â§ 21 Abs. 6 SGB II aufgefangen werden,
da es sich bei den regelmÃ¤Ã�igen Aufwendungen fÃ¼r den Lebensbedarf der
Kinder nicht um nicht vom Regelbedarf umfasste besondere Bedarfe iSd Â§ 21 Abs.
1, Abs. 6 SGB II der Mutter handelt. Das auch zugunsten der Kinder entwickelte
Rechtsinstitut der temporÃ¤ren Bedarfsgemeinschaft wirkt sich damit im Ergebnis
zu deren Lasten aus, da in der Hauptbedarfsgemeinschaft nicht mehr ausreichende
Mittel zur VerfÃ¼gung stehen.

Abgesehen von dem grundsÃ¤tzlich abschlieÃ�enden Charakter der HÃ¶he der
Regelleistung lÃ¤sst sich schlieÃ�lich eine ErhÃ¶hung der den Kindern insgesamt
zustehenden Leistungen gegenÃ¼ber Personen, die nicht in einer
Trennungssituation leben, nicht durchgreifend als Rechtfertigung fÃ¼r eine
Aufhebung der Leistungen in der Hauptbedarfsgemeinschaft anfÃ¼hren. Denn bei
getrennt lebenden Eltern, die hinsichtlich des Umgangs mit den Kindern das
â��Wechselmodellâ�� praktizieren, ist anerkannt, dass eine BerÃ¼cksichtigung
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eines Unterkunftsbedarfs in beiden Bedarfsgemeinschaften nicht daran scheitert,
dass das sozialrechtliche Existenzminimum dadurch erhÃ¶ht wird (BSG Urteil vom
11.07.2019 â�� B 14 AS 23/18 R).

Die geschilderten Unstimmigkeiten und Belastungen (hierzu auch Petzold, info also
2019, 56 ff) lieÃ�en sich dadurch vermeiden, dass anstelle der temporÃ¤ren
Bedarfsgemeinschaft wÃ¤hrend des Aufenthalts beim getrennt lebenden Elternteil
ein Mehrbedarf des umgangsberechtigten Elternteils (so zutreffend Dern/Fuchsloch,
SGb 2017, 61 ff) hinsichtlich der Bedarfe anerkannt wÃ¼rde, die fÃ¼r die Kinder in
der Hauptbedarfsgemeinschaft durch die Regelleistung abgedeckt werden
(â��Umgangsmehrbedarfâ��, so Dern/Fuchsloch, SGb 2017, 61 ff; zur Anerkennung
von Fahrkosten zur ErmÃ¶glichung des Umgangsrechts vgl. BSG Urteil vom
04.06.2014 â�� B 14 AS 30/13 R). Solange ein Anspruch der Kinder im Wege der
temporÃ¤ren Bedarfsgemeinschaft anerkannt wird, ist eine Unabweisbarkeit des
durch den zeitweiligen Aufenthalt in einem anderen Haushalt entstehenden Bedarfs
iSd Â§ 21 Abs. 6 SGB II jedoch nicht gegeben.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG und berÃ¼cksichtigt das Obsiegen
der KlÃ¤ger fÃ¼r August 2014.

Der Senat hat die Revision nach Â§ 160 Abs. 2 SGG wegen grundsÃ¤tzlicher
Bedeutung der angesprochenen Rechtsfragen zugelassen.

Erstellt am: 12.10.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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